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Vortrag an den Ministerrat

Erhéhte Gefihrdungseinschitzung; Assistenzleistung des Osterreichischen
Bundesheeres fiir die Sicherheitsbehérden zur Uberwachung auslindischer
Vertretungen und sonstiger gefdhrdeter Objekte und Platze
Assistenzeinsatz mit bis zu 150 Assistenzsoldaten

Die bereits seit dem Terroranschlag vom 2. November 2020 in Wien und mit dem
russischen Angriffskrieg in der Ukraine bestehende, abstrakt erhohte
Terrorgefahrdungslage erfordert insbesondere im Zustandigkeitsbereich der
Landespolizeidirektion Wien anhaltende personalintensive polizeiliche MalRnahmen. Nach
dem Angriff der Terrororganisation Hamas hat sich die Lage im Nahen Osten weiter
zugespitzt. Israel setzt weiterhin militarische Mallnahmen im Gazastreifen und im

benachbarten Ausland.

Der todliche Schusswechsel vor dem israelischen Generalkonsulat in Miinchen
unterstreichen die sehr hohe, abstrakte Gefahrdung und den notwendigen Schutz von
auslandischen Vertretungen, internationalen Organisationen sowie stark frequentierten

Ortlichkeiten und Einrichtungen.

Auf Grundlage der aktuellen Gefdhrdungseinschatzungen durch die Direktion Staatschutz
und Nachrichtendienst werden durch die 6sterreichischen Sicherheitsbehérden taglich
duBerst personalintensive UberwachungsmaRnahmen an neuralgischen Ortlichkeiten im
offentlichen Raum angeordnet und durch die Exekutive durchgefiihrt. Seit 18. Oktober

2023 ist die Terrorwarnstufe als ,,hoch” eingestuft.

Sowohl IS- als auch Al-Qaida-affiliierte Gruppen riefen und rufen wiederholt zu Anschlagen
gegen ,Juden und ihre Verbilindeten” auf. Die Gefahr jihadistischer Anschlage in Europa

besteht weiterhin.



Daneben gab es aber auch in Osterreich und im européischen Umfeld eine Vielzahl an
Ubergriffen und Attacken gegen Personen und Einrichtungen, welche eine unverminderte

Fortfiihrung des Assistenzeinsatzes notwendig machen.

Auf Grund der erhohten Schutzaufgaben der Exekutivbediensteten bei Amtshandlungen

werden Krafte der Exekutive hochgradig gebunden.

Eine Verstarkung durch Exekutivdienstkrafte aus den Bundeslandern fir die LPD Wien ist
aufgrund der Osterreichweiten Lage nur sehr beschrankt bzw. punktuell moglich. Die
Bewaltigung dieser lagebedingt erforderlichen zusatzlichen MaBnahmen ist von den
Sicherheitsbehorden und Organen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes neben ihren

weiterhin zu gewahrleistenden allgemeinen polizeilichen MaRnahmen sicherzustellen.

Durch die Weiterfiihrung des bestehenden Assistenzeinsatzes des Osterreichischen
Bundesheeres soll die Polizei personell entlastet und die sicherheitsbehordliche
Aufgabenerfillung sichergestellt werden. Zur Sicherstellung der personellen
Durchhaltefahigkeit der polizeilichen Einsatzkrafte bei anhaltender Gefdhrdungslage ist die
sicherheitspolizeiliche Assistenzleistung insbesondere im Bereich der
Landespolizeidirektion Wien erforderlich, damit die gegenwartigen Herausforderungen

weiterhin in vollem Umfang erfiillt werden kénnen.

Die sicherheitspolizeiliche Assistenzleistung gemaR § 2 Abs. 1 lit. b des Wehrgesetzes 2001

soll

e zum Zwecke der Durchfiihrung von Raum- und Objektschutzaufgaben,
e mit bis zu 150 Assistenzsoldaten,

e bis zur Erreichung des Einsatzzwecks, langstens aber bis zum 31.01.2025

aufrechterhalten werden.
Mit dieser Malinahme allfdllig verbundene budgetare Auswirkungen haben im geltenden

BFRG bzw. in den geltenden Budgetansatzen des assistenzleistenden Ressorts ihre

Bedeckung zu finden.
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Im Einvernehmen mit der Frau Bundesministerin fir Landesverteidigung stelle ich daher

den

Antrag,

die Bundesregierung wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen und die Heranziehung des
Bundesheeres zur Assistenzleistung nach § 2 Abs. 1 lit. b des Wehrgesetzes 2001 im Sinne

der obigen Ausfiihrungen gemaR § 2 Abs. 5 Ziffer 1 leg. cit. beschlieBen.

28. Oktober 2024

Mag. Gerhard Karner

Bundesminister

3von3



	Erhöhte Gefährdungseinschätzung; Assistenzleistung des Österreichischen Bundesheeres für die Sicherheitsbehörden zur Überwachung ausländischer Vertretungen und sonstiger gefährdeter Objekte und Plätze Assistenzeinsatz mit bis zu 150 Assistenzsoldaten 

